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Landtag 25.02.20
20. Wahlperiode

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
Vollumfangliches Tabakwerbeverbot ziigig priifen

Laut Drogen- und Suchtbericht der Bundesregierung sterben jahrlich rund
121 000 Menschen an den Folgen des Tabakrauchens. Diese Zahl entspricht 13
Prozent aller Todestélle in Deutschland.

Deutschland ist nach wie vor das einzige Land in der EU, in dem fur Tabak-
produkte Aulenwerbung zum Beispiel auf Plakaten, Werbung im Kino, Promo-
tion von Tabakprodukten sowie Sponsoring erlaubt ist. Dies stellt einen Versto3
gegen das WHO-Rahmenabkommen zur Einddammung des Tabakgebrauchs
dar, das in Deutschland bereits 2004 ratifiziert wurde. Ein Vorsto3 der Bundes-
regierung 2016 zum Werbeverbot scheiterte an der CDU/CSU-Fraktion. Ende
2019 auBerte diese ein Umdenken zugunsten eines Tabakwerbeverbotes.

Die Werbekosten fiir Tabakprodukte beliefen sich nach Angaben der deut-
schen Tabakwirtschaft im Jahr 2017 auf rund 247 Millionen Euro, den hochsten
Wert der letzten zehn Jahre. Demgegeniiber stand 2018 ein volkswirtschaftli-
cher Schaden von rund 97 Milliarden Euro, mit steigender Tendenz in den letz-
ten Jahren.

In der Stadtgemeinde Bremen besteht seit 2011 und bis 2026 ein ,Gestattungs-
vertrag uUber die Ausiibung von Werberechten auf 6ffentlichen Flachen der
Freien Hansestadt Bremen" mit der Deutschen Telekom. Dieser verbietet die
Werbung fir Suchtmittel lediglich in der Nahe von Schulen und Kindertages-
statten, soweit die Werbung von dem Geldnde der Einrichtung aus einsehbar
ist. Studien beweisen die Wirksamkeit von Werbung, die insbesondere junge
Menschen zum Konsum animiert.

Andere europdische Lander haben in den vergangenen Jahren umfassende Ta-
bak-Werbeverbote auf den Weg gebracht. In Landern wie Frankreich, Norwe-
gen oder Finnland ist Tabakwerbung bereits vollstdndig aus der Offentlichkeit
verbannt. MaBnahmen wie diese schiitzen Menschen vor gesundheitlichen
Schaden und foérdern eine wirksame Suchtpravention.

Wir fragen den Senat:

1. Wie bewertet der Senat ein vollumfdngliches Tabakwerbeverbot, Kino-
und AuBenwerbung, Promotion und Sponsoring, und was sind nach An-
sicht des Senats die Grinde, dass ein vollumfangliches Tabakwerbeverbot
bisher in Deutschland nicht umgesetzt werden konnte?

2.  Wie bewertet der Senat die Wirkung des von der Tabakindustrie sich selbst
auferlegten eigenen Kodexes, Selbstbeschrankung, indem sie auf Wer-
bung verzichte, die sich gezielt an Jugendliche oder Kinder richte?

3. Welche Maoglichkeiten gibt es, sich auf Bundesebene fiir ein Verbot aller
Formen der Tabakwerbung einzusetzen?

4. Welche Initiativen zum Tabakwerbeverbots mit welchem Ergebnis gab es
auf Bundesebene seit der Annahme des Rahmenabkommens der WHO zur



Eindammung des Tabakgebrauchs durch die 56. Weltgesundheitsver-
sammlung in 20032

Inwieweit ist der zwischen der Stadtgemeinde Bremen und der Deutschen
Telekom geschlossene ,Gestattungsvertrag iiber die Ausiibung von Wer-
berechten auf 6ffentlichen Flachen der Freien Hansestadt Bremen" mit ei-
nem entsprechenden Gesetz zum Tabakwerbeverbot vereinbar? Welche
Anderungen sind notwendig?

Beflirwortet der Senat weitere Maflnahmen zur Verringerung des Rau-
chens beziehungsweise der Passivrauchbelastung, wenn ja welche und
welche davon liegen im gesetzlichen Gestaltungsspielraum des Bundes-
landes Bremen?

Welche rechtlichen Méglichkeiten gibt es, Tabakautomaten im Land Bre-

men zu verbieten?

Ute Reimers-Bruns, Volker Stahmann, Eva Quante-
Brandt, Mustafa Giingo6r und Fraktion der SPD



	BREMISCHE BÜRGERSCHAFT Drucksache 20/285
	Kleine Anfrage der Fraktion der SPD


